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Der Boden ist neben anderen Umweltmedien Luft und Wasser eine wichtige Lebensgrundlage und Lebensraum 

für Menschen, Tiere und Pflanzen. Er übt dabei vielfältige Funktionen in unserem Ökosystem aus. Die Boden-

bildung durch natürliche Prozesse benötigt tausende von Jahren, die Zerstörung erfolgt hingegen in wenigen 

Augenblicken. Täglich werden in Österreich über 10 ha Flächen verbaut. Für die landwirtschaftliche Nutzung, 

die Wasserspeicherung und Grundwasserneubildung gehen dadurch wertvolle Böden verloren.  

 

Durch die wirtschaftliche Entwicklung und geänderte Ansprüche der Bevölkerung unterliegen die Böden einem 

hohen Nutzungsdruck für Gewerbe-, Siedlungs- und Verkehrsflächen.   

Die Raumordnung mit ihrer Hauptaufgabe der geordneten Raumentwicklung koordiniert die vielfältigen Ansprü-

che an den Raum. Dabei ist eine nachhaltige, ökologisch wirksame, ökonomisch verantwortbare und sozial ver-

trägliche Vorgehensweise sicherzustellen.  

Mit dem vorliegenden Leitfaden wird den Raum- bzw Fachplanern ein Instrument gegeben, um Bodenschutzbe-

lange in der Planung vergleichbar einfließen lassen zu können.  

Die fachlich fundierte und nachvollziehbare Bewertung der Bodenfunktionen erfolgt mit vorhandenen Daten aus 

der Bodenschätzung.  

 

Das Ziel soll sein, die Inanspruchnahme von Böden auf ein unerlässliches Maß zu beschränken und dabei die 

Siedlungsentwicklung auf Flächen zu lenken, die vergleichsweise von geringerer Bedeutung für die Bodenfunk-

tionen sind.  

Für die Ermittlung der Umwelterheblichkeit sowie der Interessensabwiegung in der Umweltprüfung und Umwelt-

verträglichkeitsprüfung soll eine geeignete Entscheidungsgrundlage geschaffen werden, die dem Schutzgut Bo-

den ausreichend Gehör verschafft und das Bodenbewusstsein nachhaltig fördert. 

 

 

 

Sepp Eisl 

Agrarlandesrat 

Salzburg, im Dezember 2010 
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2 Einführung 

Für diverse Planungs- und Bauprozesse erfordert die Ge-
setzgebung des Landes Salzburg, aber auch die Alpen-
konvention, eine Beurteilung der Auswirkungen auf den 
Boden. 

Insbesondere im Rahmen von Umwelt- sowie von Um-
weltverträglichkeitsprüfungen ist die Betrachtung des 
Schutzgutes Boden erforderlich. Es fehlte jedoch bis dato 
eine einheitliche Methodik zur Beurteilung der Bodenfunk-
tionen. Dies führte zu einer uneinheitlichen Vorgehens-
weise der einzelnen Fachgutachter und einer entspre-
chend geringen Vergleichbarkeit der Ergebnisse. 

Der vorliegende Leitfaden soll eine einheitliche Beurtei-
lung der Bodenfunktionen im Rahmen von Planungs- und 
Genehmigungsverfahren im Land Salzburg ermöglichen. 
Die im Land Salzburg verfügbaren Datengrundlagen kön-
nen dafür verwendet werden. Zusätzliche Datenerhebun-
gen sollen dadurch weitgehend vermieden werden. Basie-
rend auf den einzelnen Bodenfunktionsbewertungen wer-
den zielgerichtete Minderungsmaßnahmen vorgeschla-
gen.  

Die Praktikabilität des Leitfadens wurde während der Er-
stellung anhand von Fallbeispielen (z.B. REK Henndorf) 
getestet. 

3 Grundlagen 

3.1 Anwendungsbereich 

Der gegenständliche Leitfaden ist zur unmittelbaren An-
wendung in folgenden Fällen konzipiert: 

1. in der örtlichen Raumplanung bei der Aufstellung 
oder Änderung eines Räumlichen Entwicklungskon-
zepts oder eines Flächenwidmungsplans, soweit 
entweder eine Umweltprüfung oder eine Umwelter-
heblichkeitsprüfung nach § 5 ROG durchzuführen ist. 

2. auf Projektebene in Vorverfahren nach § 4 und in 
Bewilligungsverfahren nach § 5 UVP-G, jeweils für 
den Teilbereich der Bodenfunktionsbewertung. 

Weitere Anwendungsbereiche können in der überörtlichen 
Raumplanung, bei direkter Anwendung der SUP-
Richtlinie, bei informellen Trassenprüfungen u.vglb. gese-
hen werden. Hier kann der Leitfaden sinngemäß ange-
wandt werden und zur Entscheidungsfindung beitragen. 

 

 

Der Fachbereich Landwirtschaft sowie primär abfallrecht-
lich orientierte Fragen des Fachbereichs Boden (Altlasten, 
Altstandorte) fallen ausdrücklich nicht unter den Anwen-
dungsbereich des Leitfadens. 

 

3.2 Rechtsgrundlagen 

Der gegenständliche Leitfaden fußt zum einen auf dem Salz-
burger Bodenschutzgesetz und dem Bodenschutzprotokoll 
der Alpenkonvention als den facheinschlägigen Rechtsgrund-
lagen, zum andern auf der SUP-Richtlinie der EU, dem Salz-
burger Raumordnungsrecht (Raumordnungsgesetz, Umwelt-
prüfungsverordnung) und dem UVP-Recht als den einschlägi-
gen Rechtsgrundlagen in den jeweiligen öffentlich-rechtlichen 
Verfahren. 

Die für den Leitfaden wesentlichen Bestimmungen der ge-
nannten Rechtsgrundlagen werden im Folgenden im Über-
blick dargestellt. 

 

3.2.1 Alpenkonvention - Bodenschutzprotokoll (BodP) 

Titel: Protokoll zur Durchführung der Alpenkonvention 
von 1991 im Bereich Bodenschutz 

Status: völkerrechtlich bindender Vertrag 

Geltungsbereich: Konventionsgebiet bzw. „Alpenraum“ (in 
Salzburg i.W. landesweit mit Ausnahme 
von Teilen des Flachgaus) 

Mit dem Bodenschutzprotokoll verpflichten sich die Vertrags-
parteien zu einer Reihe von Maßnahmen zum Erhalt insbe-
sondere der ökologischen Funktionen des Bodens, sowie zur 
Wiederherstellung beeinträchtigter Böden. Das Bodenschutz-
protokoll ist ausdrücklich auf eine funktionelle Betrachtung 
des Bodens abgestellt, und definiert natürliche Funktionen, 
Funktionen als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte, sowie 
Nutzungsfunktionen. 

Auf einer allgemeinen Ebene enthält das BodP u.a. folgende 
Zielsetzungen: 

Artikel 1 Ziele 

(2) Der Boden ist 

1. in seinen natürlichen Funktionen als 
a) Lebensgrundlage und Lebensraum für Men-

schen, Tiere, Pflanzen und Mikroorganismen, 
b) prägendes Element von Natur und Landschaft, 
c) Teil des Naturhaushalts, insbesondere mit sei-

nen Wasser- und Nährstoffkreisläufen, 
d) Umwandlungs- und Ausgleichsmedium für stoff-

liche Einwirkungen, insbesondere auf Grund 
der Filter-, Puffer- und Speichereigenschaften, 
besonders zum Schutz des Grundwassers, 

e) genetisches Reservoir, 

2. in seiner Funktion als Archiv der Natur- und Kultur-
geschichte sowie 
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3. zur Sicherung seiner Nutzungen als 
a) Standort für die Landwirtschaft einschließ-

lich der Weidewirtschaft und der Forstwirt-
schaft, 

b) Fläche für Siedlung und touristische Aktivi-
täten, 

c) Standort für sonstige wirtschaftliche Nut-
zungen, Verkehr, Ver- und Entsorgung, 

d) Rohstofflagerstätte 

nachhaltig in seiner Leistungsfähigkeit zu erhalten. 
Insbesondere die ökologischen Bodenfunktionen 
sind als wesentlicher Bestandteil des Naturhaus-
halts langfristig qualitativ und quantitativ zu sichern 
und zu erhalten. Die Wiederherstellung beeinträch-
tigter Böden ist zu fördern. 

(3) Die zu ergreifenden Maßnahmen zielen insbe-
sondere auf eine standortgerechte Bodennutzung, 
einen sparsamen Umgang mit den Flächen, die 
Vermeidung von Erosion und nachteiligen Verän-
derungen der Bodenstruktur sowie auf eine Mini-
mierung der Einträge von bodenbelastenden Stof-
fen. 

(4) Insbesondere sind auch die im Alpenraum typi-
sche Vielfalt der Böden und charakteristische 
Standorte zu bewahren und zu fördern. 

(5) Hierbei kommt dem Vorsorgeprinzip, welches 
die Sicherung der Funktionsfähigkeit und Nut-
zungsmöglichkeit der Böden für verschiedene 
Zwecke sowie ihre Verfügbarkeit für künftige Gene-
rationen im Hinblick auf nachhaltige Entwicklung 
einschließt, besondere Bedeutung zu. 

Die Verbindung mit dem Protokoll „Raumplanung und 
nachhaltige Entwicklung“ wird mit Art. 7 hergestellt: 

Artikel 7 Sparsamer und schonender Umgang mit Bö-
den 

(1) Bei der Erstellung und Umsetzung der Pläne 
und/oder Programme nach Artikel 9 Absatz 3 des 
Protokolls “Raumplanung und nachhaltige Entwick-
lung" sind die Belange des Bodenschutzes, insbe-
sondere der sparsame Umgang mit Grund und Bo-
den zu berücksichtigen. 

(2) Zur Begrenzung der Bodenversiegelung und 
des Bodenverbrauchs sorgen die Vertragsparteien 
für ein flächensparendes und bodenschonendes 
Bauen. Sie richten die Siedlungsentwicklung be-
vorzugt auf den Innenbereich und begrenzen das 
Siedlungswachstum nach außen. 

(3) Bei der Prüfung der Raum- und Umweltverträg-
lichkeit von Großvorhaben im Industrie-, Bau- und 
Infrastrukturbereich insbesondere des Verkehrs, 

der Energie und des Tourismus, ist im Rahmen der na-
tionalen Verfahren dem Bodenschutz und dem be-
grenzten Flächenangebot im alpinen Raum Rechnung 
zu tragen. 

(4) Wenn die natürlichen Gegebenheiten dies zulas-
sen, sind nicht mehr genutzte oder beeinträchtigte Bö-
den, insbesondere Abfalldeponien, Bergwerkshalden, 
Infrastrukturen, Skipisten, zu renaturieren oder zu re-
kultivieren. 

Von besonderer Relevanz für die Zielsetzung des Leitfadens 
ist Art. 9 Abs.3 BodP: 

Artikel 9 Erhaltung der Böden in Feuchtgebieten und 
Mooren 

(3) Moorböden sollen grundsätzlich nicht genutzt oder 
unter landwirtschaftlicher Nutzung derart bewirtschaftet 
werden, dass ihre Eigenart erhalten bleibt. 

Über das Bodenschutzprotokoll hinaus können im Einzelfall 
weitere Protokolle der Alpenkonvention relevant sein, so z.B. 
das Protokoll über Raumplanung und nachhaltige Entwicklung 
sowie das Bergwaldprotokoll. 

 

3.2.2 Bodenschutzgesetz (BodSchG) 

Titel: Bodenschutzgesetz, LGBl Nr 80/2001 

Status: Landesgesetz 

Geltungsbereich: Land Salzburg 

Das Bodenschutzgesetz zielt mit § 1 iVm. § 3 Abs.(6) 
BodSchG ausdrücklich auf einen funktionsbezogenen Boden-
begriff und -schutz ab. Die entsprechenden Bestimmungen 
lauten: 

§ 1 Zielsetzung 
Zur Vermeidung schädlicher Einflüsse für Mensch, Tier 
und Vegetation sind die Ziele dieses Gesetzes: 
1. die Erhaltung und der Schutz von Böden und der 

Bodenfunktionen, 
2. die Verbesserung und Wiederherstellung der Bo-

denfunktionen und 
3. die Verhinderung von Bodenerosion und Boden-

verdichtung. 

§ 3 Begriffsbestimmungen 

[..] 

6. Bodenfunktionen: die Eigenschaften von Böden zu 
dienen 
a) als Grundlage für die Hervorbringung von Nah-

rungs- und Futterpflanzen und sonstiger Bo-
denvegetation sowie organischer Rohstoffe in 
ausreichender biologischer Vielfalt, Quantität 
und Qualität (Produktionsfunktion); 

b) zur Filterung, Pufferung, Speicherung, Regulie-
rung und Bereitstellung des Bodenwassers; 
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c) zur Filterung, Pufferung und Speicherung 
sowie zur biologischen-biochemischen 
Transformation von (Schad-)Stoffen (Rege-
nerations- und Ausgleichsfunktion); 

d) als Lebensraum für Bodenorganismen; 
e) als Grundlage und Bestandteil der Land-

schaft (Natur-, Kultur-, Archiv- und Land-
schaftsfunktion); 

Der Anwendungsbereich des Bodenschutzgesetzes er-
streckt sich auf landwirtschaftlich genutzte sowie auf 
„sonstige, nicht versiegelte Böden, die tatsächlich oder 
potenziell Träger von natürlichem oder anthropogenem 
Pflanzenbewuchs sind, einschließlich Flächen mit abge-
zogener Humusdecke“, nicht jedoch auf Waldböden. 

Das Bodenschutzgesetz gibt damit für bodenschutzfach-
lich relevante Planungs- oder Bewilligungsverfahren aus-
drücklich eine bodenfunktionelle Betrachtungsweise des 
Bodens vor. 

 

3.2.3 SUP-Richtlinie 

Titel: EU-Richtlinie 2001/42/EG vom 27. 
Juni 2001 über die Prüfung der Um-
weltauswirkungen bestimmter Pläne 
und Programme 

Status: Europäische Richtlinie mit Verbind-
lichkeit zur Umsetzung in nationales 
Recht der Mitgliedsstaaten 

Geltungsbereich: Europäische Union 

Die SUP-Richtlinie verpflichtet die Mitgliedstaaten bei Vor-
liegen bestimmter Voraussetzungen zur Durchführung 
einer Umweltprüfung umweltrelevanter Pläne oder Pro-
gramme. Die Anwendung der RL ist in Artikel 3, Absatz 1 
geregelt. 

Die Richtlinie ist, insoweit bis zum 21. Juli 2004 keine Um-
setzung in den entsprechenden Verwaltungsverfahren 
erfolgt ist, auch direkt anwendbar. Dies gilt dzt. im Land 
Salzburg z.B. für Trassenverordnungen nach dem Lan-
desstraßengesetz. 

Ist eine Umweltprüfung nach Artikel 3, Absatz 1 durchzu-
führen, so ist ein Umweltbericht zu erstellen, in dem die 
voraussichtlichen erheblichen Auswirkungen, die die 
Durchführung des Plans oder Programms auf die Umwelt 
hat, sowie vernünftige Alternativen, die die Ziele und den 
geographischen Anwendungsbereich des Plans oder Pro-
gramms berücksichtigen, zu ermitteln, zu beschreiben und 
zu bewerten sind. 

Welche Informationen zu diesem Zweck vorzulegen sind, 
ist in Anhang I zur Richtlinie angegeben: 

 

 

 

Anhang I 

 [...] 

f) die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkun-
gen (1), einschließlich der Auswirkungen auf Aspekte 
wie die biologische Vielfalt, die Bevölkerung, die Ge-
sundheit des Menschen, Fauna, Flora, Boden, Was-
ser, Luft, klimatische Faktoren, Sachwerte, das kultu-
relle Erbe einschließlich der architektonisch wertvollen 
Bauten und der archäologischen Schätze, die Land-
schaft und die Wechselbeziehung zwischen den ge-
nannten Faktoren. 

g) die Maßnahmen, die geplant sind, um erhebliche 
negative Umweltauswirkungen aufgrund der Durchfüh-
rung des Plans oder Programms zu verhindern, zu ver-
ringern und soweit wie möglich auszugleichen; 

h) eine Kurzdarstellung der Gründe für die Wahl der 
geprüften Alternativen und eine Beschreibung, wie die 
Umweltprüfung vorgenommen wurde, einschließlich 
etwaiger Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung 
der erforderlichen Informationen (zum Beispiel techni-
sche Lücken oder fehlende Kenntnisse); 

i) eine Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur 
Überwachung gemäß Artikel 10. 

 

3.2.4 Salzburger Raumordnungsgesetz 

Titel: Salzburger Raumordnungsgesetz 2009 
(ROG 2009), LGBl Nr 30/2009 

Status: Landesgesetz 

Geltungsbereich: Land Salzburg 

Das ROG 2009 bildet die maßgebliche Rechtsgrundlage für 
Raumplanungsinstrumente auf der überörtlichen und auf der 
örtlichen Ebene, insbesondere für die Erstellung des Räumli-
chen Entwicklungskonzepts (REK), des Flächenwidmungs-
plans (FWP) und des Bebauungsplans (BP) durch die Ge-
meinde. 

Die SUP-Richtlinie ist mit § 5 des Salzburger Raumordnungs-
gesetzes 2009 für die Raumordnung auf Landesebene umge-
setzt. In der Fassung des ROG 1998 war die Umweltprüfung 
bereits für Entwicklungsprogramme, Standortverordnungen 
und Flächenwidmungspläne vorgesehen, seit Inkrafttreten 
des ROG 2009 sind nun auch die Räumlichen Entwicklungs-
konzepte erfasst. 

§ 5 ROG 2009 iVm. der UmweltprüfungsVO regelt den An-
wendungsbereich der Umweltprüfung in der Raumplanung 
und definiert die Anforderungen an die in der jeweiligen Stufe 
(Umwelterheblichkeitsprüfung, Umweltprüfung) vorzulegen-
den Unterlagen. 
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§ 5 Umweltprüfung 

(1) Planungen (Entwicklungsprogramme, Standort-
verordnungen, Räumliche Entwicklungskonzepte 
und Flächenwidmungspläne) sind einer Umweltprü-
fung zu unterziehen, wenn sie geeignet sind, 
1. Grundlage für ein Projekt zu sein, das gemäß 

dem Anhang 1 UVP-G 2000 einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung unterliegt, oder 

2. Europaschutzgebiete (§ 5 Z 10 des Salzburger 
Naturschutzgesetzes 1999 – NSchG) oder 
Wild-Europaschutzgebiete (§ 108a des Jagd-
gesetzes 1993 – JG) erheblich zu beeinträchti-
gen. 

Eine Umweltprüfung ist danach jedoch nicht erfor-
derlich, wenn es sich um geringfügige Änderungen 
von Planungen oder zusätzlich bei Standortverord-
nungen, Räumlichen Entwicklungskonzepten und 
Flächenwidmungsplänen um die Nutzung kleiner 
Gebiete handelt. Die Landesregierung kann dazu 
durch Verordnung nähere Bestimmungen ein-
schließlich der erforderlichen Schwellen- und 
Grenzwerte erlassen. 

(2) Planungen, für die nicht bereits eine Pflicht zur 
Umweltprüfung nach Abs 1 besteht, sind nur dann 
einer Umweltprüfung zu unterziehen, wenn sie vor-
aussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen ha-
ben. Zum Zweck dieser Beurteilung hat eine Um-
welterheblichkeitsprüfung auf der Grundlage von 
einheitlichen Prüfkriterien zu erfolgen, die ein-
schließlich der dazu erforderlichen Schwellen- und 
Grenzwerte von der Landesregierung durch Ver-
ordnung festzulegen sind. 

[..] 

(4) Für die Umweltprüfung gelten zusätzlich zu den 
sonstigen Verfahrensschritten zur Aufstellung oder 
Änderung von Entwicklungsprogrammen, Stand-
ortverordnungen, Räumlichen Entwicklungskon-
zepten und Flächenwidmungsplänen folgende ver-
fahrensrechtliche Besonderheiten: 
1. Zum Zweck der Erstellung des Umweltberichts 

ist bei Räumlichen Entwicklungskonzepten und 
Flächenwidmungsplänen die Landesregierung 
zur Bekanntgabe der zur Beurteilung der Um-
weltauswirkungen unerlässlichen Untersuchun-
gen aufzufordern. 

2. Gleichzeitig mit dem Flächenwidmungsplan ist 
der Bebauungsplan zu erstellen und in die Um-
weltprüfung einzubeziehen. 

3. Spätestens bei Beginn der Auflage der Planung 
hat ein Umweltbericht vorzuliegen. Darin sind 
die voraussichtlichen erheblichen Umweltaus-
wirkungen, die die Verwirklichung der Planung 
auf die Umgebung hat, einschließlich der Er-
gebnisse der Prüfung von möglichen, vernünfti-

gen Alternativen darzustellen und zu bewerten. 
Nähere Bestimmungen über Form und Inhalt des 
Umweltberichts können durch Verordnung der 
Landesregierung festgelegt werden. Der Umwelt-
bericht ist wie der Entwurf der Planung allgemein 
zur Einsichtnahme und Stellungnahme zugänglich 
zu machen. 

Der Boden ist somit als Umweltschutzgut sowohl bei einer 
Umwelterheblichkeitsprüfung als auch bei einer Umweltprü-
fung zu berücksichtigen. 

Der Leitfaden kommt bei folgenden Verfahrensschritten zur 
Anwendung: 
�  Prüfung der Umwelterheblichkeit im Schutzgut Boden 

(�  Kap. 4.1) 
�  Bekanntgabe der „unerlässlichen Untersuchungen“ im 

Schutzgut Boden (�  Kap. 4.2.4) 
�  Erfassung und Bewertung von Umweltauswirkungen auf 

das Schutzgut Boden (�  Kap. 4.2.5) 
�  Bestimmung der erforderlichen Maßnahmen zur Ver-

meidung, Verringerung und zum Ausgleich erheblicher 
Auswirkungen auf das Schutzgut Boden (�  Kap. 4.2.6). 

3.2.5 Umweltprüfungsverordnung 

Titel: Umweltprüfungsverordnung für Raum-
ordnungspläne und -programme, LGBl 
Nr 59/2007 

Status: Verordnung zum Landesgesetz 

Geltungsbereich: Land Salzburg 

§§ 1 und 2 UmweltprüfungsVO legt Kriterien und Schwellen-
werte für „geringfügige Änderungen von Entwicklungspro-
grammen, Standortverordnungen und Flächenwidmungsplä-
nen“ im Sinne des § 5 Abs.(1) ROG 2009 fest. 

§ 3 UmweltprüfungsVO gibt das Procedere einer Umwelter-
heblichkeitsprüfung iSd. § 5 Abs.(2) ROG 2009 nach einem in 
der Anlage 2 enthaltenen Formblatt vor: 

§ 3 Umwelterheblichkeitsprüfung 

(1) Form und Inhalt der Umwelterheblichkeitsprüfung 
ergeben sich aus der Anlage 2. Die Beurteilung der 
voraussichtlichen Umwelterheblichkeit hat auf der 
Grundlage der Strukturuntersuchung für den jeweiligen 
Untersuchungsraum und unter Berücksichtigung der 
gemäß § 4 Abs 2 ROG 1998 festgelegten Kriterien zu 
erfolgen. Sie ist zu begründen. 

(2) Für die Gesamtbewertung der voraussichtlichen 
Umwelterheblichkeit von Planungen sind die gemäß 
Abs 1 beurteilten Umweltauswirkungen je Sachgebiet 
nach Erheblichkeitspunkten zu gewichten und für alle 
Sachgebiete zu addieren: 
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(3) Planungen mit in Summe mindestens 32 Erheblich-
keitspunkten haben voraussichtlich erhebliche Umwelt-
auswirkungen; sie sind einer Umweltprüfung zu unterzie-
hen. 

In der Anlage 2 zur UmweltprüfungsVO ist der Boden als 
eines von 12 Sachgebieten explizit angeführt. 

Der Leitfaden kommt bei folgenden Verfahrensschritten 
zur Anwendung: 
�  Prüfung der Umwelterheblichkeit im Schutzgut 

(Sachgebiet) Boden (�  Kap. 4.1) 

3.2.6 Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000 
(UVP-G 2000) 

Titel: Bundesgesetz über die Prüfung der 
Umweltverträglichkeit 

Status: Bundesgesetz 

Geltungsbereich: Österreich 

Vorhaben, für die die Voraussetzungen nach § 3f. UVP-G 
2000 iVm. Anhang 1 und Anhang 2 UVP-G vorliegen, sind 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Maßgaben 
dieses Gesetzes zu unterziehen. In bestimmten Fällen 
kann dem ein Feststellungsverfahren (Einzelfallprüfung) 
vorausgehen. 

Als Grundlage hierfür ist eine Umweltverträglichkeitserklä-
rung (UVE) auszuarbeiten und in das Verfahren einzu-
bringen. Die Anforderungen an die UVE sind in § 6 UVP-G 
wie folgt festgelegt: 

§ 6 Umweltverträglichkeitserklärung 

(1) Die Umweltverträglichkeitserklärung hat folgende An-
gaben zu enthalten:  

1. Beschreibung des Vorhabens nach Standort, Art 
und Umfang, insbesondere:  
a) Beschreibung der physischen Merkmale des 

gesamten Vorhabens einschließlich des Be-
darfs an Grund und Boden während des Bau-
ens und des Betriebes;  

b) Beschreibung der wichtigsten Merkmale der 
Produktions- oder Verarbeitungsprozesse, ins-
besondere hinsichtlich Art und Menge der ver-
wendeten Materialien;  

c) Art und Menge der zu erwartenden Rückstände 
und Emissionen (Belastung des Wassers, der 
Luft und des Bodens, Lärm, Erschütterungen, 
Licht, Wärme, Strahlung usw.), die sich aus der 
Verwirklichung und dem Betrieb ergeben;  

d) die durch das Vorhaben entstehende Immissions-
zunahme;  

e) Energiebedarf, aufgeschlüsselt nach Energieträ-
gern;  

f) Bestanddauer des Vorhabens und Maßnahmen zur 
Nachsorge sowie allfällige Maßnahmen zur Be-
weissicherung und zur begleitenden Kontrolle.  

2. Eine Übersicht über die wichtigsten anderen vom Pro-
jektwerber/von der Projektwerberin geprüften Lö-
sungsmöglichkeiten und Angabe der wesentlichen 
Auswahlgründe im Hinblick auf die Umweltauswirkun-
gen; im Fall des § 1 Abs. 1 Z 4 die vom Projektwer-
ber/von der Projektwerberin geprüften Standort- oder 
Trassenvarianten.  

3. Beschreibung der möglicherweise vom Vorhaben er-
heblich beeinträchtigten Umwelt, wozu insbesondere 
die Menschen, Tiere, Pflanzen und deren Lebensräu-
me, der Boden, das Wasser, die Luft, das Klima, die 
Landschaft und die Sachgüter einschließlich der Kul-
turgüter sowie die Wechselwirkungen zwischen diesen 
Schutzgütern gehören.  

4. Beschreibung der möglichen erheblichen Auswirkun-
gen des Vorhabens auf die Umwelt, infolge  
a) des Vorhandenseins des Vorhabens,  
b) der Nutzung der natürlichen Ressourcen,  
c) der Emission von Schadstoffen, der Verursachung 

von Belästigungen und der Art, Menge und Entsor-
gung von Abfällen sowie Angaben über die zur Ab-
schätzung der Umweltauswirkungen angewandten 
Methoden.  

5. Beschreibung der Maßnahmen, mit denen wesentliche 
nachteilige Auswirkungen des Vorhabens auf die Um-
welt vermieden, eingeschränkt oder, soweit möglich, 
ausgeglichen werden sollen.  

6. Eine allgemein verständliche Zusammenfassung der 
Informationen gemäß Z 1 bis 5. 

7. Kurze Angabe allfälliger Schwierigkeiten (insbesonde-
re technische Lücken oder fehlende Daten) des Pro-
jektwerbers/der Projektwerberin bei der Zusammen-
stellung der geforderten Angaben. 

8.  Hinweis auf durchgeführte Strategische Umweltprü-
fungen im Sinn der Richtlinie 2001/42/EG über die Prü-
fung von Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und 
Programme, ABl. Nr. L 197 vom 21. 07. 2007 S. 30, 
mit Bezug zum Vorhaben. 
(2) Sind einzelne Angaben nach Abs. 1 für das Vorha-
ben nicht relevant oder ist deren Vorlage im Hinblick 
auf den Kenntnisstand und die Prüfungsmethoden 
dem Projektwerber/der Projektwerberin billigerweise 
nicht zumutbar, so kann davon abgesehen werden. 
Dies ist in der Umweltverträglichkeitserklärung anzu-
führen und zu begründen. § 5 Abs. 2 bleibt unberührt.  
(3) Der/die Bundesminister/in für Land- und Forstwirt-
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft kann durch Ver-
ordnung für einzelne Arten von Vorhaben nähere Be-
stimmungen über die gemäß Abs. 1 vorzulegenden 
Angaben erlassen. 

Umweltauswirkungen je 
Sachgebiet 

Gewichtung in 
Punkten 

nicht gegeben 0 

gering gegeben 1 

gegeben 8 

erheblich gegeben 32 
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Untersuchungsumfang, -tiefe und -methodik können zwi-
schen Projektwerber und Behörde im Rahmen eines Vor-
verfahrens nach § 4 UVP-G abgestimmt werden. Als 
Grundlage hierfür ist vom Projektwerber ein UVE-Konzept 
vorzulegen. 

Der Boden ist somit eines der Schutzgüter der Umweltver-
träglichkeitsprüfung. Der Leitfaden kommt bei folgenden 
Verfahrensschritten zur Anwendung: 
�  Bestimmung des Untersuchungsrahmens (mit oder 

ohne Vorverfahren) für das Schutzgut Boden (�  
Kap. 4.3.4) 

�  Erfassung und Bewertung von Umweltauswirkungen 
auf das Schutzgut Boden (�  Kap. 4.3.5). 

�  Bestimmung der erforderlichen Maßnahmen zur 
Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich er-
heblicher Auswirkungen auf das Schutzgut Boden 
(�  Kap. 4.3.6). 

Darüber hinausgehende Anforderungen zum Schutzgut 
Boden, z.B. gemäß UVE-Leitfaden des Umweltbundesam-
tes (UBA) bleiben unberührt.  

3.3 Bodenfunktionen und Bewertungsmethoden 

Mit der Bewertung der Funktionen des Bodens im Natur-
haushalt soll dem Schutzgut Boden in Planungsverfahren 
eine angemessene Wertigkeit zugewiesen werden. Kon-
kurrierende Nutzungen sollen fachgerecht untereinander 
und gegeneinander abgewogen werden. 

Der gegenständliche Leitfaden greift auf Ergebnisse der 
Forschung in Deutschland zurück, wo seit über 20 Jahren 
eine intensive Forschung zur Operationalisierung des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes und der Eingriffsregelung 
nach Bundes-Naturschutzgesetz betrieben wird. 

3.3.1 Vergleichende Übersicht der Methoden 

In Deutschland hat die AD HOC AG BODEN (Bundesanstalt 
für Geowissenschaften und Rohstoffe - BGR, Hannover, 
2007) eine Methodendokumentation (Methodenkatalog) 
der in den 16 Bundesländern vorhandenen Methoden he-
rausgegeben. In dieser werden 86 Methoden, die ver-
schiedene Bodenteilfunktionen bewerten und für unter-
schiedliche Maßstabsebenen geeignet sind, dar- und ge-
genübergestellt. 

Grundsätzlich zeichnen sich dort zwei unterschiedliche 
Herangehensweisen ab: Zum einen eine Bewertung auf 
Basis der Übersichtsbodenkarten („ÜBK“; entspricht der 
Österreichischen Bodenkartierung bzw. elektronische Bo-
denkartierung eBOD), die anhand der Bodenkundlichen 
Kartieranleitung der AG BODEN (1994, 2005) mit dem favo-
risierten Maßstab 1 : 25.000 kartiert worden sind. Und 
zum anderen die Klassenbezeichnungen und/oder Mus-
terstücke der Reichsbodenschätzung (entspricht der Bo-

denschätzung der Finanzverwaltung „FBS“ [1]) mit dem favo-
risierten Maßstab 1 : 2.000. 

3.3.2 Datengrundlagen 

Die Bewertung der Bodenfunktionen im Rahmen des Leitfa-
dens soll möglichst flächendeckend mit vorhandenen Daten-
grundlagen durchführbar sein. Weiters soll die Bewertung mit 
wenigen, vergleichsweise einfach aus den Datengrundlagen 
ableitbaren Parametern durchgeführt werden können. 

In Österreich stehen für die Bewertung der Bodenfunktionen 
zwei unterschiedliche Datengrundlagen zur Verfügung, die für 
die landwirtschaftlichen Nutzflächen flächendeckend vorlie-
gen:  
1. Österreichische Bodenkarte „eBOD“ (siehe dazu auch 

BFW (o.J.)) 
2. Klassenbezeichnungen und Musterstücke der Boden-

schätzung „FBS“ 

Stärken und Schwächen beider Datengrundlagen sind in 
Tab. 3.1 gegenübergestellt. 

Tab. 3.1: Eignung der Österreichischen Bodenkarte (eBOD) 

und der Bodenschätzung (FBS) für die Bodenfunkti-

onsbewertung 

Darüber hinaus stehen punktförmige Daten zur Beurteilung 
des Bodenzustands zur Verfügung (z.B. Bodenzustandsin-
ventur BZI). Diese dienen auch zur möglichen Interpretation 
der Schadstoffvorbelastung der Böden. 

������������������������������������������������������
��  Bodenschätzung (Rechtsgrundlage: Bodenschätzungsgesetz 1970, BGBl. Nr. 

233/1970, idgF): Zur Schaffung objektiver Bewertungsgrundlagen wurden die 

landwirtschaftlichen Nutzflächen (ohne Alpflächen) einer Bodenschätzung unter-

zogen. Die Aktualisierung erfolgt in Form von Überprüfungsschätzungen und 

Nachschätzungen. 

Die Schätzungsergebnisse sind ein gesonderter Feststellungsbescheid und we-

sentlicher Grundlagenbescheid für die Ermittlung der landwirtschaftlichen Ein-

heitswerte. 

Die Bodenschätzung umfasst die Untersuchung des Bodens auf seine Beschaf-

fenheit und die Darstellung der Bodenverhältnisse in Schätzungskarten (auf Basis 

der Katastralmappe) und Schätzungsbüchern sowie die Feststellung der Ertrags-

fähigkeit auf Grund der natürlichen Ertragsbedingungen, das sind Bodenbeschaf-

fenheit, Geländegestaltung, klimatische Verhältnisse und Wasserverhältnisse. Die 

Einschätzung erfolgt in einer Verhältniszahl zwischen 1 und 100 (Wertzahl).  

Die Ergebnisse der Bodenschätzung sind am jeweiligen Lagefinanzamt einseh-

bar. 
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3.3.3 Auswahl der zu bewertenden Bodenteilfunk-
tionen (BTF) und Empfehlung geeigneter Be-
wertungsmethoden 

Die zu bewertenden Bodenteilfunktionen wurden in enger 
Anlehnung an § 3, Abs. 6, Salzburger Bodenschutzgesetz 
(siehe Kap. 3.2.2) ausgewählt und in Absprache mit dem 
Auftraggeber verbindlich festgelegt. Folgende Bodenteil-
funktionen werden weiter betrachtet (Nomenklatur und 
Kürzel [2] folgen dem Methodenkatalog, BGR 2007): 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Tab. 3.2: Auswahl Bodenteilfunktionen 

Für den gegenständlichen Leitfaden wurden aus dem Me-
thodenkatalog (BGR, 2007) jene Methoden ausgewählt, 
die für die Bewertung der Bodenfunktionen im Land Salz-
burg auf Basis der vorhandenen Bodendaten besonders 
geeignet sind. Kriterien für die Auswahl der Methoden wa-
ren u.a. 
�  die Datenverfügbarkeit, 
�  die Anwendbarkeit und  
�  die Aussagesicherheit in Abhängigkeit vom gewähl-

ten Maßstab. 
 

Ausdrücklich ist festzuhalten, dass mit den ausgewählten 
Methoden nur Teilfunktionen beschrieben und bewertet 
werden. Diese dienen als Indikatoren für den Funktionser-
füllungsgrad, decken aber keinesfalls sämtliche Boden-
funktionen ab.  
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Für die Bewertung der Bodenfunktionen empfiehlt sich fol-
gende Vorgehensweise: 

�  Darstellung des Planungsraums 

�  Beschreibung der relevanten Bodenfunktionen 

�  Ermittlung und Zusammenführung der verfügbaren Bo-
dendaten 

�  Bewertung der ausgewählten Bodenteilfunktionen und 
Ermittlung des jeweiligen Funktionserfüllungsgrades – 
Darstellung in einer fünfstufigen Skala von sehr gering, 
gering über mittel bis hoch und sehr hoch (wertneutrale 
Aussagen hinsichtlich des Funktionserfüllungsgrades 
der betrachteten Teilfunktion). 

�  Übersetzung des Funktionserfüllungsgrades der Boden-
funktionen in Verbindung mit bestehenden rechtlichen 
Vorgaben in verfahrensrelevante Aussagen für das 
Schutzgut Boden als Grundlage für das jeweilige Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren. 

3.3.4 Empfohlene Bewertungsmethoden – Übersicht 

 

Tab. 3.2 stellt die im Rahmen des Leitfadens zur Anwendung 
vorgesehenen Bewertungsmethoden für die ausgewählten 
Bodenteilfunktionen (BTF) zusammen (siehe dazu auch BGR, 
2007). Die Bewertung erfolgt einheitlich auf Basis der Daten-
grundlage der FBS, die aufgrund der Parzellenschärfe für die 
örtliche bzw. projektbezogene Ebene besonders geeignet ist 
(siehe auch Tab. 3.1 [3]).  

In Österreich existieren zusätzlich zu den deutschen Klassen-
bezeichnungen der Bodenschätzung weitere Klassenbe-
zeichnungen, um die Böden in den gebirgigen Lagen zu cha-
rakterisieren. Die verwendeten Verknüpfungsmatrizen inner-
halb der ausgewählten Methoden wurden deshalb um die 
zusätzlichen Klassenbezeichnungen ergänzt. 

 
 

������������������������������������������������������

3�� ,!#-�.���� .
� ����!� ������
���������$�!�
�#� �
�� �� ���� ��!� /� � ��#���� ��0�� ����

��1�� ��!2�!!�#���)� 
�� ������ ��������0����+
#��#�.
� �3���!�
0�
�#�!�
�� .
�

�������
�����������������0�������������0��.
����0�! ����������� ��1���������������4

��!�/
��������
0��,��#��#��������'
��0�������������



Leitfaden  

� � � � � 
��

 

 

Tab. 3.3: Bodenteilfunktionen (BTF) und zugehörige Be-

wertungsmethoden auf Basis der FBS 
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3.3.5 Bodenfunktion 1: Lebensraumfunktion 

3.3.5.1 Bodenteilfunktion 1.2b [4]: Standort für Bo-
denorganismen 

Empfohlene Methode: BUNDESVERBAND BODEN (Hrsg.) 
(2005), siehe dazu auch BEYLICH ET AL. (2005) 

Begründung für die Betrachtung der Bodenteilfunktion: 
Ziel der Betrachtung ist, die Vielfalt der Bodenorganis-
men und ihrer Gemeinschaften zu erhalten. Die Definiti-
on und Abgrenzung der Lebensräume von Bodenle-
bensgemeinschaften soll bodenbiologisch begründet 
sein. Für alle ausgewählten Tiergruppen (Regenwürmer, 
Kleinringelwürmer, Hornmilben, Raubmilben, Spring-
schwänze, Fadenwürmer, Laufkäfer, Tausendfüßer und 
Asseln) besteht prinzipiell die Möglichkeit, cha-
rakteristische Artengruppen auszuweisen. Es werden 14 
Bodenlebensgemeinschaften definiert, die durch das 
Vorkommen bestimmter Artenkombinationen charakteri-
siert sind. Diese Gemeinschaftstypen sind an das Vor-
kommen bestimmter abiotischer Faktoren (die aus 
Bodenkarten abgeleitet werden können) gebunden. 

Fragestellung: Welche Standortvoraussetzungen bietet 
der Boden für die Lebensräume von Bodenlebensge-
meinschaften? 

Kriterien: Gehalt an mikrobieller Biomasse [gering, mit-
tel, hoch, sehr hoch] 

Parameter: pH-Wert (Ziel-pH-Wert), Bodenfeuchte 
(Bodenkundliche Feuchtestufe), Bodenart, Nutzung 
(Acker, Grünland, Wald), Humusform.  

Aus den Klassenbezeichnungen der Bodenschätzung ist 
eine Umschlüsselung in die Bodenfeuchte (siehe 
Tab. 3.4 [5]) sowie in die Bodenart gemäß 
Bodenkundliche Kartieranleitung (AG Boden 1994 = 
KA4) (siehe * keine Entstehung bekannt oder Grünlandschätzung 

Tab. 3.5), wie auch die Ableitung der Nutzung und des 
Ziel-pH-Wertes (siehe Tab. 3.6) möglich [Acker- und 
Grünlandschätzungsrahmen im Stand der 2. Überprü-
fung, gültig ab 01.02.2005: siehe Anhang 1.1]. Auf den 
landwirtschaftlichen Standorten wird davon ausgegan-
gen, dass es sich bei den vorhandenen Humusformen 
um „Mull-Humusformen (Durchmischungs-
Humusformen) handelt, so dass keine separate Erhe-
bung notwendig ist (siehe dazu BUNDESVERBAND BODEN 
(2005), S. 41 und 42). 

Da eine Erfassung des Artenspektrums der Bodenmik-
roorganismen mit standardisierten Methoden bislang 
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nicht umfassend möglich ist, wird zur Charakterisierung der 
Mikroflora die mikrobielle Biomasse herangezogen. Der Ge-
halt an mikrobieller Biomasse wird in folgenden Funktionser-
füllungsgrad umgeschlüsselt (2 = gering, 3 = mittel, 4 = hoch, 
5 = sehr hoch). Experten mit vertieften Regionalkenntnissen 
sollen die Möglichkeit erhalten, einzelnen Flächen oder Flä-
chentypen (Bodenlebensgemeinschaft) einen abweichenden 
Funktionserfüllungsgrad zuzuweisen. Dies wäre dann aber 
verbal-argumentativ zu begründen. Diese Vorgehensweise 
wird gemäß BUNDESVERBAND BODEN (2005, S. 53) bevorzugt 
empfohlen. 

Hinweis: Die Methode gemäß BUNDESVERBAND BODEN (Hrsg.) 
(2005) führt zu keiner Einstufung des Funktionserfüllungsgra-
des in die Stufe 1! 

* NIBIS = Niedersächsisches Bodeninformationssystem 

Tab. 3.4: Umschlüsselung aus der Klassenbezeichnung der 

Bodenschätzung in die Bodenkundliche Feuchtestufe 

(BKF) 

Anm.: Gerade minderwertigere Standorte sind häufig 

nicht nur nass oder trocken, sondern örtlich und/oder 

zeitlich wechselfeucht. Die Bodenschätzung verwen-

det dafür die Symbole "±", z.B. 3± für wechselfeucht, 

4± und 5± für stark und sehr stark wechselfeucht. 

[Quelle für die Umschlüsselung ausBOD:MURER, E. 

(2009), S.10] 
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* keine Entstehung bekannt oder Grünlandschätzung 

Tab. 3.5: Umschlüsselung der Bodenart aus der Klassenbe-
zeichnung der Bodenschätzung in die Bodenart gemäß AG 
Boden (1994) 
[Quelle: DLG (1987) S. 66 und 67, erweitert, aktualisiert] 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



Bodenschutz bei Planungsvorhaben 


��

 
* Erwartungswerte für landwirtschaftlich genutzte 

Standorte. Andere Bodenlebensgemeinschaften mit 

abweichenden Parameterwerten erhalten gemäß Me-

thode keine Einstufung des Gehaltes an mikrobieller 

Biomasse. 

** Die Ziel pH-Werte liegen bei landwirtschaftlich genutz-

ten Flächen zwischen 4.5 und 7.0 [Quelle: Umweltmi-

nisterium Baden-Württemberg, 1995, S. 48] 

Tab. 3.6: BTF 1.2b Standort für Bodenorganismen: Bo-
denlebensgemeinschaften, Gehalt an mikrobiel-
ler Biomasse sowie Ableitung des Funktionser-
füllungsgrades 
[Quelle: BUNDESVERBAND BODEN (2005), S.42 
und 43] 

 

3.3.5.2 Bodenteilfunktion 1.3a: Standortpotential für 
natürliche Pflanzengesellschaften 

Empfohlene Methode: gemäß MINISTERIUM FÜR UMWELT 

BADEN-WÜRTTEMBERG (Hrsg.) (1995) S. 10 ff, siehe dazu 
auch LFU BAYERN (2003) 

Begründung für die Betrachtung der Bodenteilfunktion: 
Grundsätzlich hat jeder Boden eine Funktion als Lebens-
raum für die natürliche Vegetation, d.h. entsprechend 
seinen natürlichen Standortbedingungen bietet er die 
Voraussetzungen für die Entwicklung einer spezifischen 
Pflanzen- bzw. Lebensgemeinschaft. Die Seltenheit und 
damit die Bedeutung einer Pflanzengesellschaft können 
regional sehr unterschiedlich sein. Je nach regionaler 
Standortausprägung können auch Standorte ohne ex-
treme Standortbedingungen eine hohe Bedeutung als 
Lebensraum haben. Eine Bewertung dieser Standortty-
pen muss im regionalen Kontext vorgenommen werden. 

Fragestellung: Welche Standortvoraussetzungen bietet 
der Boden für die Entwicklung von Pflanzengesellschaf-
ten? 

Kriterien: Wasserhaushalt, Nährstoffhaushalt 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Parameter: Klassenbeschrieb der Bodenschätzung, Ertrags-
zahl, Standortinformationen 

Die Methode charakterisiert anhand bestimmter Klassen-
beschriebe Böden mit einer geringen Ertragsleistung als po-
tenziell hochwertig aus der Sicht des Naturschutzes. Es kön-
nen jedoch nur die Extremstandorte hinsichtlich des Wasser-
haushaltes dargestellt werden. Eine Bewertung von Böden 
nach der Acker- oder Grünlandzahl erfolgt nicht. Diese dient 
lediglich als Anhaltspunkt dafür, ob es auf den verbleibenden 
Flächen sinnvoll sein kann, zusätzlich bestimmte Standortty-
pen durch Experten mit regionaler Fachkenntnis hinsichtlich 
ihres Funktionserfüllungsgrades zu bewerten. 

Tab. 3.7: BTF 1.3a Standortpotential für natürliche Pflanzenge-

sellschaften: Ableitung des Funktionserfüllungsgrades 
Gr Grünland 
Bgm Bergmahd 
Str Streu 
Hu Hutweide 

[Quelle: UMWELTMINISTERIUM BADEN-WÜRTTEMBERG 

(1995), S.10, erweitert und angepasst; BEV (2005), 

S.16)] 
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3.3.5.3 Bodenteilfunktion 1.3b: Natürliche Boden-
fruchtbarkeit 

Empfohlene Methode: gemäß MINISTERIUM FÜR UMWELT 

BADEN-WÜRTTEMBERG (Hrsg.) (1995) S. 11, siehe dazu 
auch LFU BAYERN (2003). 

Begründung für die Betrachtung der Bodenteilfunktion: 
Die Produktion von Nahrungsmitteln ist eine Grundvor-
aussetzung für das Fortbestehen menschlicher Gesell-
schaften. In Zeiten knapper Nahrungsmittelversorgung 
wurde die natürliche Bodenfruchtbarkeit als die wichtigs-
te Bodenfunktion angesehen, der andere Bodenfunktio-
nen untergeordnet wurden. Die Bedeutung der Boden-
teilfunktion nimmt in der Gegenwart tendenziell ab, ob-
wohl eine umweltschonende Landbewirtschaftung be-
vorzugt auf Böden mit einer hohen natürlichen Ertrags-
fähigkeit möglich ist. Dieses Kriterium beschreibt die 
Fähigkeit des Bodens, ohne kulturtechnische Eingriffe, 
wie z.B. Düngung oder Melioration, einem breiten Spekt-
rum an Kulturpflanzen gute Wachstumsbedingungen zu 
bieten. 

Fragestellung: Wie hoch ist das natürliche Ertragspoten-
tial des betrachteten Bodens? 

Kriterien: Natürliche Ertragsfähigkeit 

Parameter: Bodenzahlen der Bodenschätzung 

Auf nationaler Ebene (Österreich) gelten folgende Ein-
stufungen hinsichtlich der Bonität (natürliche Ertragsfä-
higkeit) zur Bewertung der Produktionsfunktion: 

Tab. 3.8: Einstufungen hinsichtlich der Bonität auf natio-

naler Ebene 

Aufgrund der regionalen Unterschiede der natürlichen 
Ertragsfähigkeit der Böden sind zur Bewertung der Pro-
duktionsfunktion im Rahmen der örtlichen Raumplanung 
statistische Kennzahlen der Region bzw. des Kleinpro-
duktionsgebietes besser geeignet. Die Bodenzahlen der 
FBS wurden vom Amt der Salzburger Landesregierung,  

 

 

Referat 4/22, nach Kleinproduktionsgebieten regional ausge-
wertet (zur Abgrenzung der Kleinproduktionsgebiete vgl. in 
Anhang 5.1). 

*  Die Aufteilung innerhalb des Funktionserfüllungsgrades 5 in a und b dient 

der Ausweisung der Flächen, die sich im Bereich der 80 bis 90 % besten 

BKZ [a] und der mehr als 90 % besten BKZ bewegen [b], um bei der Stufe 

5 eine besonders differenzierte Argumentation zu ermöglichen. Für die wei-

tere Verknüpfung im Rahmen der Anwendungsfälle (siehe Abb. 4.2, 

Abb. 4.4 und 4.6) hat diese Unterteilung keine Auswirkungen. 

** Die Perzentilspannen sind so gesetzt, dass innerhalb eines Kleinprodukti-

onsgebietes die Flächen mit dem gleichen Funktionserfüllungsgrad 1/5 der 

gesamten landwirtschaftlichen Nutzfläche, z.B. im Lungau 1/5 von 10.202 

ha = 2.040,4 ha, umfassen. 

Tab. 3.9: Einstufungen hinsichtlich der Bonität auf Ebene von 

Kleinproduktionsgebieten 

Fachlich begründet können aufgrund sonstiger, die Produkti-
onseignung beeinflussender Faktoren (Hangneigung, Schlag-
größe, Schlagausformung, etc.) Ab- und Aufwertungen um 
jeweils eine Stufe durchgeführt werden. 

 

3.3.6 Bodenfunktion 2: Bestandteil des Naturhaushal ts 

3.3.6.1 Bodenteilfunktion 2.1a: Abflussregulierung 

Empfohlene Methode: gemäß MINISTERIUM FÜR UMWELT 

BADEN-WÜRTTEMBERG (Hrsg.) (1995) S. 11 ff., siehe dazu 
auch LFU BAYERN (2003). 

Begründung für die Betrachtung der Bodenteilfunktion: Un-
versiegelter Boden hat die Fähigkeit, Niederschlagswasser 
aufzunehmen, zu speichern und zeitlich verzögert an die At-
mosphäre, an die Vegetation, an die Vorfluter oder an das 
Grundwasser abzugeben (Retention). Böden wirken damit 
ausgleichend auf den Wasserhaushalt und wirken der Entste-
hung von Hochwässern entgegen. Die Verdichtung und Ver-
siegelung des Bodens hingegen vermindert die Infiltration und 
Grundwasserneubildung, führt zu einem vermehrten ober-
flächlichen Abfluss des Niederschlags, erhöht damit das Ero-
sionsrisiko, das Risiko der Gewässereutrophierung und das 
Hochwasserrisiko, insbesondere in gefährdeten Gebieten. 

Es ist daher darauf zu achten, dass Böden mit einer hohen 
Infiltrations- und Speicherfähigkeit und damit einem guten 
Retentionsvermögen für Niederschläge in ihrer Funktion er-
halten bleiben. 

Bodenklimazahl 

FBS 

Einstufung der 

Böden 

Anteil an der 

Landesfläche 

> 66 Punkten sehr hochwertig 0,3 % 

45 und 65 Punkte hochwertig 18,2 % 

30 und 44 Punkte mittelwertig 27,0 % 

20 und 29 Punkte geringwertig 21,3 % 

13 – 19 Punkte sehr geringwertig 12,9 % 

(< 13 Punkte) extrem geringwertig 20,4 % 
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Fragestellung: Wie gut kann ein Boden starke Nieder-
schläge zwischenspeichern und einer geregelten Versi-
ckerung zuführen sowie den oberflächlichen Abfluss 
verzögern? 

Kriterien: Fähigkeit des Bodens zur Wasseraufnahme 

Parameter: Klassenbezeichnung der Bodenschätzung, 
Hydrogeologische Informationen, Relief, Einzelfallprü-
fung 

Die Böden werden anhand der Klassenbezeichnung der 
Bodenschätzung unter Berücksichtigung der Hanglage, 
der Lage über Porengrundwasserleitern und aufgrund 
von Einzelfallprüfungen bezüglich ihres Retentionsver-
mögens klassifiziert. Auf Ackerstandorten (Ackerschät-
zungsrahmen) wird eine stichprobenartige Überprüfung 
der Einstufung im Feld, durch Grablochbeschriebe oder 
mit Hilfe der Zuordnung zu Musterstücken gefordert. 
Böden in Hanglage (> 18 %) erhalten einen Abschlag 
um eine Bewertungsklasse. Böden in abflussträger Lage 
(< 9 % Hangneigung) erfordern ggf. Modifizierungen 
nach Einzelfallprüfungen [6]. 

***  Böden in Hanglage (> 18 %) erhalten einen Abschlag um eine Be-

wertungsklasse 

**  Modifizierungen nach Einzelfallprüfungen sind möglich (z.B. Bö     

den in abflussträger Lage) 

* über Porengrundwasserleitern: Klassenwert = 5 

Tab. 3.10: BTF 2.1a Abflussregulierung: Ableitung des 

Funktionserfüllungsgrades aus der Klassenbe-

zeichnung für Grünlandflächen 

[Quelle: UMWELTMINISTERIUM BADEN-

WÜRTTEMBERG (1995), S.13; erweitert] 
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*** Böden in Hanglage (> 18 %) erhalten einen Abschlag um eine Bewer-

tungsklasse 

** Modifizierungen nach Einzelfallprüfungen sind möglich (z.B. Böden in 

abflussträger Lage) 

* über Porengrundwasserleitern: Klassenwert = 5 

Tab. 3.11: BTF 2.1a Abflussregulierung: Ableitung des Funkti-

onserfüllungsgrades aus der Klassenbezeichnung für 

Ackerflächen 

[Quelle: UMWELTMINISTERIUM BADEN-WÜRTTEMBERG 

(1995), S.12; erweitert] 
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3.3.7 Bodenfunktion 3: Abbau-, Ausgleichs- und 
Aufbaumedium 

3.3.7.1 Bodenteilfunktion 3.1 – 3.3: Filter und Puffer 
für Schadstoffe 

BTF 3.1 – Filter und Puffer für anorg. sorbierbare Schad-
stoffe 
BTF 3.2 – Filter und Puffer für organische Schadstoffe 
BTF 3.3 – Puffervermögen des Bodens für saure Einträ-
ge 

In einer zusammenfassenden Bewertung der drei Teil-
funktionen wird der Boden in seiner Funktion als Filter 
und Puffer für Schadstoffe betrachtet.  

Empfohlene Methode: gemäß MINISTERIUM FÜR UMWELT 

BADEN-WÜRTTEMBERG (Hrsg.) (1995) S. 13 ff, siehe dazu 
auch LFU BAYERN (2003). 

Begründung für die Betrachtung der Bodenteilfunktion: 
Die Leistungsfähigkeit eines Bodens als „Filter und Puf-
fer für Schadstoffe“ wird für drei Schadstoffgruppen ab-
geleitet (Schwermetalle, organische Schadstoffe, Säu-
ren). Bestimmend sind die Kenngrößen der Bodenbe-
schaffenheit, die die Mobilität von anorganischen 
Schadstoffen, die Mobilität und die Abbauleistung von 
organischen Schadstoffen und die Säurepufferkapazität 
maßgeblich prägen. Dabei weisen Böden eine hohe 
Leistungsfähigkeit als Filter und Puffer für Schadstoffe 
auf, welche Schadstoffe aus dem Stoffkreislauf entfer-
nen, zurückhalten und ggf. abbauen (organische Schad-
stoffe) und welche eine hohe Säurepufferkapazität auf-
weisen. 

Fragestellung: Wie gut kann ein Boden als Filter und 
Puffer für Schadstoffe wirken? 

Kriterien: Bindungsstärke für Schwermetalle, Bindung 
und Abbau von organischen Schadstoffen, Säureneutra-
lisationsvermögen 

Parameter: Klassenbezeichnung der Bodenschätzung 

Die Ergebnisse der Bewertung des Funktionserfüllungs-
grades der drei Bodenteilfunktionen werden zu einer 
Bewertung der Funktion „Filter und Puffer für Schadstof-
fe“ zusammengefasst (MINISTERIUM FÜR UMWELT BADEN-
WÜRTTEMBERG 1995). 

Die Böden werden anhand der Klassenbezeichnung der 
Bodenschätzung unter Berücksichtigung der Hanglage, 
der Lage über Porengrundwasserleitern und aufgrund 
von Einzelfallprüfungen bezüglich ihrer Fähigkeit als 
Filter und Puffer für Schadstoffe zu fungieren, klassifi-
ziert. Auf Ackerstandorten (Ackerschätzungsrahmen) 
wird eine stichprobenartige Überprüfung der Einstufung 
im Feld, durch Grablochbeschriebe oder mit Hilfe der 
Zuordnung zu Musterstücken gefordert. 

Tab. 3.12: BTF 3.1 - 3.3 Filter und Puffer für Schadstoffe: Ablei-

tung des Funktionserfüllungsgrades aus der Klassen-

bezeichnung für Grünlandflächen 

[Quelle: UMWELTMINISTERIUM BADEN-WÜRTTEMBERG 

(1995), S.15; erweitert] 
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Tab. 3.13: BTF 3.1 - 3.3 Filter und Puffer für Schadstoffe: 

Ableitung des Funktionserfüllungsgrades aus 

der Klassenbezeichnung für Ackerflächen 

[Quelle: Umweltministerium Baden-

Württemberg (1995), S.14, erweitert] 

3.3.8 Bodenfunktion 4: Archivfunktion für die Na-
tur- und Kulturgeschichte 

3.3.8.1 Bodenteilfunktion 4.1: Archiv der Naturge-
schichte 

3.3.8.2 Bodenteilfunktion 4.2: Archiv der Kulturge-
schichte 

Empfohlene Methode: Die BTF 4.1 (Archiv der Naturge-
schichte) und 4.2 (Archiv der Kulturgeschichte) werden 
gemäß der Empfehlung des Methodenkatalogs (BGR, 
2005) mit Hilfe einer expertengestützten Auswahl und 
zwar mit Unterstützung von Experten, die vertiefte Regi-
onalkenntnisse aufweisen, bearbeitet. 

Begründung für die Betrachtung der Bodenteilfunktion: 
Jeder Boden kann grundsätzlich ein Archiv der Naturge-
schichte sein, anhand dessen Ausprägung Rückschlüs-

se auf Umweltbedingungen während der Ausbildung seiner 
Eigenschaften möglich sind. Ebenso können Böden Archive 
der Kulturgeschichte sein. Mancherorts haben menschliche 
Siedlungs- und Kulturaktivitäten vielfältige Spuren in den Bö-
den hinterlassen. 

Von besonderer Bedeutung kann die Archivfunktion bei Bö-
den sein, die nur sehr selten vorkommen, im Landschaftskon-
text eine Besonderheit darstellen und von besonderem wis-
senschaftlichem Wert sind. 

Fragestellung: Welche Zeugnisse der Kultur- und Naturge-
schichte weist der betrachtete Boden auf? 

Kriterien: Bedeutung für die Kenntnis der Erd- und Land-
schaftsgeschichte, der Klimageschichte und der Bodengene-
se; Bedeutung für die Kenntnis der menschlichen Siedlungs-
geschichte, der Landnutzungsgeschichte und der heimat-
kundlichen Geschichte; Bedeutung für die geologische, mine-
ralogische, paläontologische und pedologische Forschung; 
regionale und überregionale Seltenheit des Objektes; beson-
dere Eigenart des Objekts, Erhaltungszustand; Zugänglichkeit 
und Wert als Anschauungsobjekt 

Beispiele: Archiv der Naturgeschichte – Paläoböden, Seltene 
Böden (z.B. Vertisole), Periglazialböden, Böden mit besonde-
ren Substraten (z.B. Verkieselungen, Kluftfüllungen, Schiefer-
kohlen), Böden aus regional seltenen Substraten, mustergül-
tig ausgeprägte Böden, besonders deutliche, anschauliche 
Bodenbildungen in gut zugänglicher Lage; Archiv der Kultur-
geschichte – Ackerterrassen, Hochäcker, Wölbäcker, Acker-
riedel, Remisen (anthropogene Geländeveränderungen); Bö-
den in historischen Bergbaugebieten, Böden an Stätten früh-
geschichtlicher Besiedelung, Grabstätten (z.B. Hügelgräber), 
Böden auf vor- und frühgeschichtlichen Erzschürfflächen: Bö-
den, die vor- und frühgeschichtliche Aktivitäten des Menschen 
dokumentieren (Moore, Anmoore; Münzen im Untergrund) – 
historische Deckschichten; Flurformen; anthropogen verän-
derte/entwickelte historische Nutzungsformen. 

Für eine vorläufige Einstufung dient folgende Zuordnung (sie-
he Tab. 3.14): 

Tab. 3.14: BTF 4.1 - 4.2 Archiv der Natur- und Kulturgeschichte: 

Ableitung des Funktionserfüllungsgrades 
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3.3.9 Zusammenfassende Bewertung der Boden-
funktionen 

In Deutschland liegen mehrere Arbeiten über die zu-
sammenfassende Bewertung von Bodenfunktionen vor 
(z.B. FELDWISCH ET AL. 2006 und BALLA ET AL, 2008). Für 
die vorliegende Fragestellung wurde auf eine zusam-
menfassende Bewertung der Bodenfunktionen bewusst 
verzichtet.  

Um weiterhin ein hohes Maß an Transparenz in der Be-
wertung sicherzustellen, wird stattdessen die Umwelter-
heblichkeit bzw. die Umweltauswirkung bodenteilfunkti-
onsbezogen bestimmt und daraus abschließend ein Ge-
samtwert für das Schutzgut Boden abgeleitet (siehe da-
zu Kap. 4.1 und Kap. 0; dort Abb. 4.2 und Abb. 4.4). 

 

4 Anwendungsfälle 

4.1 Umwelterheblichkeitsprüfung (UEP) in der 
örtlichen Raumplanung 

4.1.1 Allgemeines 

Der Leitfaden ist bei Umwelterheblichkeitsprüfungen in 
der örtlichen Raumplanung für folgende Verfahrens-
schritte geeignet: 

�  Prüfung der Umwelterheblichkeit im Schutzgut Bo-
den. 

„Klassischer“ Anwendungsfall ist die Durchführung einer 
UEP im Rahmen der Teilabänderung eines Flächen-
widmungsplans, welche sich in der Regel räumlich auf 
eine (kleinere) Teilfläche der Gemeinde (maximal weni-
ge Hektare) erstreckt. Ein weiterer Anwendungsfall kann 
bei Änderung eines Räumlichen Entwicklungskonzepts 
vorliegen. 

Die Anwendung des Leitfadens ermöglicht die unmittel-
bare Einstufung des Schutzguts Boden in die entspre-
chende Erheblichkeitsstufe gem. UmweltprüfungsVO.  

Die Anwendung des Leitfadens erfordert die Daten der 
Bodenschätzung für die zu beurteilende Fläche. 

 

4.1.2 Rechtsgrundlagen 

�  Salzburger Raumordnungsgesetz, 
Umweltprüfungsverordnung 

�  Alpenkonvention - Bodenschutzprotokoll 
�  Bodenschutzgesetz 

 

4.1.3 Integration in den Verfahrenslauf 

Abb. 4.1 zeigt den Ablauf einer Umwelterheblichkeitsprü-
fung in einer schematischen Darstellung. 

 

Abb. 4.1: Prüfschema Umwelterheblichkeitsprüfung 

Die „Beurteilung Kriterien lt. Liste“ gem. Ablaufschema erfolgt 
für das Schutzgut Boden gem. vorliegendem Leitfaden (�  
Kap. 4.1.4)�

 

4.1.4 Einstufung der Umwelterheblichkeit 

Für die Bewertung der Umwelterheblichkeit im Schutzgut Bo-
den sind folgende Schritte vorzunehmen: 

1. Erhebung der FBS-Daten für das Planungsgebiet. 

2. Bewertung des Funktionserfüllungsgrades jeder FBS-
Einheit im Untersuchungsraum für jede Bodenfunktion. 

3. Einstufung der ermittelten Werte nach ihrer Erheblichkeit 
gem. Ablaufschema in Abb. 4.2 in eine der folgenden 
Stufen gem. UmweltprüfungsVO: 

0 .............. nicht gegeben 
1 .............. gering gegeben 
8 .............. gegeben 
32 ............ erheblich gegeben 

4. Ermittlung der Gesamteinstufung der Umwelterheblich-
keit anhand des höchsten ermittelten Einzelwerts. 

Eingestuft werden nur tatsächlich vorhandene Böden. Befes-
tigte / versiegelte Böden (und nur solche) werden der Stufe 
0 = nicht gegeben zugeordnet. 

Abb. 4.2 zeigt den Ablauf bei der Einstufung der Umwelter-
heblichkeit der einzelnen Bodenfunktionen und ihrer Zusam-
menführung zu einer Gesamteinstufung. 
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Abb. 4.2: Ablaufschema Einstufung der Umwelterheblichkeit nach Bodenfunktionen 

[1] Moorböden gem. BodP: 32 

[2] Auswertung durch die Abt. 4, Ref. Agrarwirtschaft, Bodenschutz und Almen 

Bodenfunktionsbewertung:

Funktionserfüllung FBS-
Einheit:

1 2 3 4 5 1 2 3 4 5 1 2 3 4 5 1 2 3 4 5 1 2 3 4 5 1 2 3 4 5

Teileinstufung UEP: 1 1 1 1 8 1 1 1 1
8 
[1]

1 1 1 8 32 1 1 1 1 8 1 1 1 1 8 1 1 1 8 32

Gesamteinstufung UEP:
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4.2 Umweltprüfung (UP) in der örtlichen Raum-
planung 

4.2.1 Allgemeines 

Der Leitfaden ist bei Umweltprüfungen in der örtlichen 
Raumplanung für folgende Verfahrensschritte geeignet: 

�  Zusammenfassende Darstellung des Bestands: 
Erfassung und Bewertung des Funktionserfül-
lungsgrades der einzelnen Bodenfunktionen. 

�  Darstellung der Auswirkungen: Erfassung und Be-
wertung von Auswirkungen auf das Schutzgut Bo-
den bzw. auf die einzelnen Bodenfunktionen. 

�  Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung: 
Festlegung der erforderlichen Maßnahmen zur 
Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich er-
heblicher Auswirkungen auf das Schutzgut Boden. 

�  Bewertung der Beeinträchtigung: Einstufung in eine 
von 4 Stufen. 

Mit der Novellierung des ROG ergeben sich folgende 
„klassische“ Anwendungsfälle für Umweltprüfungen: 

1. Umweltprüfung nach Durchführung einer UEP im 
Rahmen der Teilabänderung eines Flächenwid-
mungsplans (aufgrund nachgewiesener Umwelter-
heblichkeit der TAÄ), ggf. auch im Rahmen einer 
Änderung des Räumlichen Entwicklungskonzepts: 
erstreckt sich analog der UEP in der Regel räum-
lich auf eine (kleinere) Teilfläche der Gemeinde 
(maximal wenige Hektare). 

2. Umweltprüfung auf Ebene des REK: umfasst das 
gesamte Gemeindegebiet. 

Die Anwendung des Leitfadens ermöglicht folgende im 
Rahmen einer Umweltprüfung relevante Aussagen: 

�  bodenschutzfachliche Definition einer Erheblich-
keitsschwelle. 

�  vergleichende Bewertung von Auswirkungen auf 
das Schutzgut Boden im Rahmen von Alternati-
venprüfungen. 

�  Bewertung von Auswirkungen des Planungsfalls 
auf das Schutzgut Boden. 

�  Bestimmung der erforderlichen Maßnahmen zur 
Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich er-
heblicher Auswirkungen auf das Schutzgut Boden. 

Die Anwendung des Leitfadens erfordert die Daten der 
Bodenschätzung für den jeweils abzugrenzenden Unter-
suchungsraum (TAÄ-Bereich, Gemeindegebiet, Teil des 
Gemeindegebiets). 

4.2.2 Rechtsgrundlagen 

�  Salzburger Raumordnungsgesetz, 
Umweltprüfungsverordnung 

�  Alpenkonvention - Bodenschutzprotokoll 
�  Bodenschutzgesetz 

 

4.2.3 Integration in den Verfahrenslauf 

Abb. 4.3 zeigt den Gesamtablauf einer Umweltprüfung gem. 
ROG 2009 in einer schematischen Darstellung. 

 

Abb. 4.3: Prüfschema Umweltprüfung gem. ROG 2009 

[Quelle: AMT DER SALZBURGER LANDESREGIERUNG, 

Abt. 7 (2004), aktualisiert] 

 

4.2.4 Unerlässliche Untersuchungen 

Vor Erstellung des Umweltberichts sind von der Fachdienst-
stelle unerlässliche Untersuchungen bekannt zu geben, wel-
che in der Regel folgende Punkte beinhalten: 

�  Festlegung des Untersuchungsraums. Die Untersuchun-
gen sind in der Regel flächendeckend für den Untersu-
chungsraum vorzunehmen [7]. 

�  Die Bodenlandschaft und die betroffenen Böden im Un-
tersuchungsraum sind auf einer allgemeinen Ebene dar-
zustellen und zu charakterisieren [8]. 
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�  Die Bodenfunktionen gem. BodSchG sowie die 
Auswirkungen des Plans auf diese sind mit geeig-
neten Methoden zu erfassen und zu bewerten. Die 
Methodik ist transparent zu machen (z.B. Anwen-
dung des Leitfadens). 

�  Anhand der nächst gelegenen Standorte der Bo-
denzustandsinventur (BZI-Standorte) ist eine Ein-
schätzung möglicher Schadstoffbelastungen der 
betroffenen Böden anhand der Grenzwerte gem. 
Bundesabfallwirtschaftplan (BAWP) zu treffen. [9] 

 

4.2.5 Bewertung der Umweltauswirkungen im Um-
weltbericht 

Für die Bewertung der Umweltauswirkungen auf das 
Schutzgut Boden sind folgende Schritte vorzunehmen 
(siehe dazu Abb. 4.4, der Block mit den „x“ entspricht 
den Konsequenzen in Punkt 3 und dem Konnex in 
Kap. 4.2.6): 

1. Erhebung der FBS-Daten für das Planungsgebiet. 

2. Feststellung des Funktionserfüllungsgrades jeder 
FBS-Einheit für die im Leitfaden dargestellten Bo-
denteilfunktionen (BTF) (vgl. Kap. 3.3.3 und 3.3.4).  

3. Ableitung der erforderlichen Maßnahmen zur Ver-
meidung, Verringerung und zum Ausgleich erhebli-
cher Auswirkungen auf das Schutzgut Boden. 

4. Bewertung der Umweltauswirkungen der im Plan 
(REK, TAÄ) beanspruchten Flächen nach betroffe-
nen FBS-Einheiten sowie für das Schutzgut Boden 
insgesamt. Die Bewertung erfolgt in die Stufen [10]. 
1 ..... nicht betroffen 
2 ..... geringe Beeinträchtigungen gegeben 
3 ..... mäßig erhebliche Beeinträchtigungen         

gegeben 
4 ..... erhebliche Beeinträchtigungen gegeben 

Sofern lt. Abb. 4.4 bzw. Kap. 4.2.6 die „Erhaltung des 
Standorts“ empfohlen wird und eine Umnutzung „nur mit 
fachlicher Begründung möglich“ ist, bzw. der „Nachweis 
der maximalen Minderung des Flächenanspruchs“ erfor-
derlich ist, erfordert dies eine den gesamten Untersu-
chungsraum umfassende Alternativenprüfung (vgl. hier-
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zu auch § 5 Abs. 4 Z.3 ROG 2009; S. 9f.) [11]. Die geforderte 
Begründung muss auf bodenschutzfachlicher Ebene erfolgen 
(wirtschaftliche, infrastrukturelle oder sonstige Abwägungs-
gründe kommen allenfalls in einer Gesamtbeurteilung - 
Wechsel- und oder Summenwirkung zum Tragen).  

Die Bewertung der Umweltauswirkungen setzt die gem. 
Abb. 4.4 bzw. Kap. 4.2.6 erforderlichen Maßnahmen zwin-
gend voraus. Deren Einhaltung ist im Umweltbericht darzule-
gen. 

Bei Teilabänderungen mit vorlaufender UEP gilt: 

�  Eine weitere Beurteilung ist nur insoweit erforderlich, als 
die TAÄ-Fläche gem. Schema UEP in „gegeben“ oder 
„erheblich gegeben“ eingestuft wurde. 

�  Bei Einstufung der TAÄ-Fläche in „nicht gegeben“ oder 
„gering gegeben“ wird im Umweltbericht generell von 
maximal „geringen Beeinträchtigungen“ ausgegangen. 

Abb. 4.4 zeigt den Ablauf bei der Erfassung und Bewertung 
der Umweltauswirkungen auf Basis der einzelnen Bodenteil-
funktionen, die daraus abzuleitenden Maßnahmen, sowie die 
Gesamtbewertung der Umweltauswirkungen auf das Schutz-
gut Boden. 
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[1] Moorböden gem. BodP: Stufe 4 

[2] Auswertung durch die Abt. 4, Ref. Agrarwirtschaft, Bodenschutz und Almen 

Abb. 4.4: Ablaufschema Erfassung und Bewertung Umweltauswirkungen nach Bodenfunktionen in der UP 

 



Bodenschutz bei Planungsvorhaben 

���

4.2.6 Erforderliche Maßnahmen 

Die „erforderlichen Maßnahmen“ stellen den Konnex 
zwischen der Bewertung des Funktionserfüllungsgrades 
und der Umweltauswirkungen dar. 

Mit Ausnahme des Vorliegens eines Funktionserfül-
lungsgrades von „5“ bei der Standortfunktion, wo die 
Empfehlung 

�  „Standort ist zu erhalten“ 

lautet, ist je nach Erfüllung der einzelnen Bodenfunktio-
nen mit den folgenden Maßnahmen eine Nutzungsände-
rung denk- und gegebenenfalls umsetzbar: 

�  „Nachweis maximaler Minderung des Flächen-
anspruchs“ 

�  „Festsetzung funktionsbezogener Maßnahmen, 
z.B. im B-Plan“ 

oder 
�  „vorlaufende Prospektierung“. 

Maximale Minderung des Flächenanspruchs: Bauten 
und Anlagen sind so zu konzipieren, dass eine möglichst 
geringe Fläche beansprucht wird [12]. Entsprechend ist 
auch ein Nachweis der Notwendigkeit und Standortge-
bundenheit zu erbringen.  

Festsetzung funktionsbezogener Maßnahmen, z.B. im 
B-Plan: Bauten und Anlagen haben sich jedenfalls nach 
dem Bebauungsplan zu richten, in welchem die Boden-
funktionen berücksichtigt werden. So sind in der Planung 
die Teilflächen mit einem hohen Funktionserfüllungsgrad 
vor dauernder Überbauung und Versiegelung zu schüt-
zen und die allfälligen Beeinträchtigungen der Boden-
funktionen mit entsprechenden Minderungsmaßnahmen 
zu minimieren (vgl. Bodenkundliche Baubegleitung, 
Kap. 4.3.6). 

Die Umsetzung von Maßnahmen kann auf verschiedene 
Weise sichergestellt werden. Neben einer Festsetzung 
im Bebauungsplan bieten sich ggf. privatrechtliche Ver-
einbarungen mit dem Investor an. 

Vorlaufende Prospektierung: Bei einer Feststellung 
hochwertiger Archivfunktionen sind mit einer Prospektie-
rung die Möglichkeiten zur größtmöglichen Schonung 
oder zur Sicherstellung der Werte (z.B. Archäologie) 
aufzunehmen und gegebenenfalls über den Bebauungs-
plan festzuhalten. 

 

4.3 Bewilligungsverfahren nach UVP-G 

4.3.1 Allgemeines 

Der Leitfaden ist bei Bewilligungsverfahren nach UVP-G 
für folgende Verfahrensschritte geeignet: 
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�  Stellungnahme in UVP-Feststellungsverfahren bzw. Ein-
zelfallprüfungen zum Schutzgut Boden. 

�  Stellungnahme zum UVE-Konzept bzw. Definition des 
Untersuchungsrahmens für das Schutzgut Boden durch 
das Ref. Agrarwirtschaft, Bodenschutz und Almen (Vor-
verfahren nach § 4 UVP-G oder informelle Abstimmung). 

�  Erfassung und Bewertung der Bodenfunktionen im Un-
tersuchungsraum. 

�  Grundlage für die Beurteilung von Umweltauswirkungen 
auf das Schutzgut Boden.  

�  Unterstützung zur Festlegung der erforderlichen Maß-
nahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Aus-
gleich erheblicher Auswirkungen auf das Schutzgut Bo-
den. 

Darüber hinausgehende Anforderungen zum Schutzgut Bo-
den, z.B. gemäß UVE-Leitfaden des Umweltbundesamt 
(UBA) bleiben unberührt.  

Die Anwendung des Leitfadens ermöglicht folgende im Rah-
men einer UVP relevante Aussagen: 

�  bodenschutzfachliche Definition einer Erheblichkeits-
schwelle bzw. Ausgrenzung bodenschutzfachlich nicht 
erheblicher Nutzungsansprüche; z.B. zur Abgabe eines 
begründeten no impact-statements nach § 6 UVP-G. 

�  vergleichende Bewertung von Auswirkungen auf das 
Schutzgut Boden im Rahmen von Alternativenprüfun-
gen. 

�  Bewertung von Auswirkungen des Planungsfalls auf das 
Schutzgut Boden. 

�  Bestimmung der erforderlichen Maßnahmen zur Ver-
meidung, Verringerung und zum Ausgleich erheblicher 
Auswirkungen auf das Schutzgut Boden. 

Die Anwendung des Leitfadens erfordert die Daten der Bo-
denschätzung in der Regel für das Planungsgebiet (vom 
UVP-Vorhaben in der Bau- oder in der Betriebsphase bean-
spruchte Flächen) sowie einen darüber hinausgehenden, 
fachlich abzugrenzenden erweiterten Untersuchungsraum. 

Hinweis: Die Bodenfunktionsbewertung gemäß vorliegendem 
Leitfaden kann (und muss) in gängige, in der UVP-Praxis re-
gelmäßig angewandte Methoden zu Bewertung von Umwelt-
auswirkungen integriert werden (z.B. Ableitung der Sensibilität 
in ökologischen Risikoanalysen, vgl. auch RVS 04.01.11). Sie 
ersetzt diese nicht. 

Hinweis: Es werden primär Auswirkungen auf das Schutzgut 
Boden erfasst, die aus der direkten (baulichen oder sonsti-
gen) Inanspruchnahme von Böden abzuleiten sind [13]. Mit-
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telbare Beeinträchtigungen benachbarter Böden, z.B. 
durch flüssige oder gasförmige Emissionen bzw. Immis-
sionen, sind ggf. zusätzlich zu berücksichtigen [14]. 

Hinweis: Die Vorgaben für UVP-Verfahren können sinn-
gemäß für projektähnliche Umweltprüfungen (z.B. Tras-
senverordnungen mit Umweltprüfung nach Landesstra-
ßengesetz) herangezogen werden. 

 

4.3.2 Rechtsgrundlagen 

�  Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000 (UVP-
G 2000) 

�  Alpenkonvention - Bodenschutzprotokoll 
�  Bodenschutzgesetz 

 

4.3.3 Integration in den Verfahrenslauf 

Abb. 4.3 zeigt den Gesamtablauf einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung gem. ROG 2009 in einer schematischen 
Darstellung.
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4.3.4 Unerlässliche Untersuchungen 

Das Ref. Agrarwirtschaft, Bodenschutz und Almen wird 
in Anlehnung an die UVE-Leitfäden des UBA in der Re-
gel folgende Anforderungen an den Untersuchungsrah-
men im Schutzgut Boden stellen: 

�  Neben dem Planungsgebiet ist ein erweiterter Un-
tersuchungsraum abzugrenzen. Das Planungsge-
biet umfasst sämtliche in der Bau- oder in der Be-
triebsphase beanspruchten Flächen. Der erweiterte 
Untersuchungsraum ist so abzugrenzen, dass alle 
möglichen Auswirkungen des Vorhabens auf be-
nachbarte Böden mit ausreichender Sicherheit er-
fasst werden können. Die Untersuchungen sind 
flächendeckend für den erweiterten Untersu-
chungsraum vorzunehmen. 

�  Die Bodenlandschaft und die betroffenen Böden im 
erweiterten Untersuchungsraum sind auf einer all-
gemeinen Ebene darzustellen und zu charakterisie-
ren. 

�  Die Bodenfunktionen gem. BodSchG sowie die 
Auswirkungen des Plans auf diese sind mit geeig-
neten Methoden zu erfassen und zu bewerten. Die 
Methodik ist transparent zu machen (z.B. Anwen-
dung des Leitfadens im Rahmen einer ökologi-
schen Risikoanalyse). 

�  Anhand der nächst gelegenen Standorte der Bo-
denzustandsinventur (BZI-Standorte) ist eine Ein-
schätzung möglicher Schadstoffbelastungen der 
betroffenen Böden anhand der Grenzwerte gem. 
Bundesabfallwirtschaftplan (BAWP) zu treffen [15]. 

Darüber hinaus sind projektbezogen ggf. weitere 
Erhebungen und Beurteilungen erforderlich.  
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4.3.5 Bewertung der Umweltauswirkungen in der UVE 

Folgende Schritte sind bei der Bewertung der Umweltauswir-
kungen in der UVE vorzunehmen: 

1. Bewertung des Funktionserfüllungsgrades jeder betroffe-
nen FBS-Einheit. 

2. Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens unter Be-
rücksichtigung unterschiedlicher Wirkgrade (dauerhafte / 
vorübergehende Bodenbeanspruchung,  

mittelbare Auswirkungen auf benachbarte Böden (vgl. [14]). 

3. Ableitung der Konsequenzen zur Erreichung einer maxi-
malen Geringhaltung der Gesamtauswirkungen auf das 
Schutzgut Boden. 

4. Beurteilung der Gesamtauswirkungen auf das Schutzgut 
Boden. 

Die Konsequenzen lt. Abb. 4.6 bzw. Kap. 4.3.6 sind in der 
UVE darzulegen. 

Bzgl. der Abgabe eines no impact-statements für das Schutz-
gut Boden gem. § 6 UVP-G gilt: 

�  Sind sämtliche Bodenfunktionen aller innerhalb des er-
weiterten Untersuchungsraums angetroffenen Boden-
einheiten bei analoger Anwendung des Schemas UEP in 
die Stufe „gering gegeben“ einzustufen, können erhebli-
che Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut 
Boden a priori ausgeschlossen werden. 

Abb. 4.6 zeigt den Ablauf bei der Erfassung und Bewertung 
erheblicher Umweltauswirkungen auf Basis der einzelnen 
Bodenfunktionen, sowie die daraus abzuleitenden Konse-
quenzen für die Beurteilung in einer schematischen Darstel-
lung.
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[1] gilt nur für Moorböden gem. BodP 
[2] Auswertung durch die Abt. 4, Ref. Agrarwirtschaft, Bodenschutz und Almen 
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4.3.6 Konsequenzen 

Die „Konsequenzen“ stellen den Konnex zwischen der 
Bewertung des Funktionserfüllungsgrades und der Um-
weltauswirkungen dar. 

Mit Ausnahme des Vorliegens einer optimalen Standort-
funktion (Funktionsbewertung „5“), wo die Empfehlung 

�  „nicht umweltverträglich“ 

lautet, ist je nach Erfüllung der einzelnen Bodenfunktio-
nen mit den folgenden Maßnahmen eine Nutzungsände-
rung denk- und gegebenenfalls umsetzbar: 

�  „Nachweis der Notwendigkeit“ 
�  „Nachweis maximaler Minderung des Flächen-

anspruchs“ 
�  „Bodenkundliche Baubegleitung erforderlich“ 
�  „Ausgleich der Funktionsbeanspruchung erfor-

derlich“ 
�  „Anwendung der Rekultivierungs-Richtlinie“ 

(BMLFUW, 2009)  
oder 

�  „vorlaufende Prospektierung“ 

 

Nachweis der Notwendigkeit: Im Rahmen der allgemei-
nen Projektplanung ist die Projektnotwendigkeit, insbe-
sondere unter Berücksichtigung des öffentlichen und des 
volkswirtschaftlichen Interesses, zu dokumentieren und 
zu bewerten. 

Maximale Minderung des Flächenanspruchs: Bauten 
und Anlage sind so zu konzipieren, dass eine möglichst 
geringe Fläche unmittelbar oder mittelbar beansprucht 
wird. Entsprechend ist auch ein Nachweis der Notwen-
digkeit und Standortgebundenheit zu erbringen. 

Bodenkundliche Baubegleitung erforderlich: Die Boden-
kundliche Baubegleitung stellt sicher, dass die allgemei-
nen Grundsätze des Bodenschutzes bei Bauvorhaben 
eingehalten werden. Dabei sind insbesondere die Maß-
nahmen gemäß der Rekultivierungsrichtlinie (BMLFUW, 
2009) zu beachten: 

Ausgleich der Funktionsbeanspruchung erforderlich: Mit 
entsprechenden Minderungs- und Ausgleichsmaßnah-
men sind die Wertbeeinträchtigungen der Bodenfunktio-
nen auszugleichen. 

Anwendung der RekultivierungsRL (BMLFUW, 2009): 
Bei der Rekultivierung ist nach den einschlägigen Bo-
denschutzrichtlinien vorzugehen. 
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5 Anhang 

5.1 Kleinproduktionsgebiete im Land Salzburg 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

�

�

�
Abb. 5.1: Kleinproduktionsgebiete in Salzburg 

[Quelle: Amt der Salzburger Landesregierung, Referat Agrarwirtschaft, Bodenschutz und Almen] 

�
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Tab. 5.1: Statistische Auswertung der Bodenklimazahlen in den Kleinproduktionsgebieten Salzburgs 

[Quelle: Amt der Salzburger Landesregierung, Ref. Agrarwirtschaft, Bodenschutz und Almen] 
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5.2 Acker- und Grünlandschätzungsrahmen 
2. Überprüfung, gültig ab 01.02.2005 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 5.2: Ackerschätzungsrahmen 

[Quelle: BUNDESAMT FÜR EICH- UND VERMESSUNGSWESEN (BEV) (2005), S. 17] 
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Abb. 5.3: Grünlandschätzungsrahmen 

[Quelle: BUNDESAMT FÜR EICH- UND VERMESSUNGSWESEN (BEV) (2005), S. 18]
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Fallbeispiele 

Der Leitfaden wurde während seiner Erstellung an fol-
genden Fallbeispielen getestet: 

�  Gemeinde Henndorf: Räumliches Entwicklungs-
konzept (REK), Fachgutachten Boden (2009; in 
Bearbeitung). 

�  Gemeinde Neumarkt am Wallersee: Flächenum-
widmung im Bereich Kühberg (2010; in Bearbei-
tung). 

�  Gemeinde Bramberg am Wildkogel: Teilabände-
rung Senningerfeld, Umweltbericht (2010; in Bear-
beitung). 

Die im Rahmen der Fallbeispiele erstellten Gutachten 
können über die Abt. 7 Raumplanung des Amtes der 
Salzburger Landesregierung oder über die Gemeinden 
eingesehen werden. 

 

 

5.4 Datenbezug 

5.4.1 Elektronische Bodenkarte (eBOD) 

Die elektronische Bodenkarte (eBOD) ist öffentlich im 
Internet zugänglich (http://bfw.ac.at). Sie wird herausge-
geben von: 

Bundesforschungs- und Ausbildungszentrum 
für Wald, Naturgefahren und Landschaft (BFW) 
Institut für Waldökologie und Boden 
Abt. Landwirtschaftlicher Boden 
Seckendorff-Gudent-Weg 8 
A-1131 Wien 

Ansprechpartner: DI Michael Wandl              
(tel. 01 / 87838-1213),  
michael.wandl@bfw.gv.at 
Dr. Hannes Pock              
(tel. 01 / 87838-1208),  
hannes.pock@bfw.gv.at 

 

5.4.2 Punktdaten zur Beurteilung des Bodenzu-
stands (z.B. Bodenzustandsinventur BZI) 

Die Daten können beim Amt der Salzburger Landesre-
gierung, Referat Agrarwirtschaft, Bodenschutz und Al-
men (Kontakt s.u.) bezogen werden (siehe dazu auch: 
http://www.salzburg.gv.at/themen/lf/landwirtschaft-
2/bodenschutz-
themenunterseite/bodenschutz_bodendaten.htm). 

 

 

5.4.3 Bodenschätzung (FBS) 

Die Ergebnisse der Bodenschätzung (FBS) sind am jeweili-
gen Lagefinanzamt einsehbar und können kostenpflichtig er-
worben werden. In der Außenstelle des Bundesministeriums 
für Finanzen, Aignerstraße 10, A-5026 Salzburg, sind zusätz-
lich zu den Bezirks-Finanzämtern nahezu alle FBS-Karten 
vorrätig. 

Bundesministerium für Finanzen 
Bodenschätzung 
Aignerstraße 10 
A-5026 Salzburg - Aigen 

Ansprechpartner: DI Hans Lüftenegger                
(tel. 01/51433 -570242) 
Ing. Johann Stockinger             
(tel. 01 / 51433 -570264) 

Finanzamt St. Johann Tamsweg Zell am See 
Hans Kappacher-Str. 14 
A-5600 St. Johann im Pongau 

Ansprechpartner: DI Rudolf Pichler                      
(tel. 01 / 51433 -570249) 

Bis dato sind die Daten analog verfügbar. Ab 01.01.2011 ist 
voraussichtlich ein digitaler Bezug der FBS-Karten, ab 
01.01.2013 auch die der Schätzungsbücher möglich. 

 

5.4.4 Bodendenkmale  

Informationen über Bodendenkmale können eingeholt werden 
bei: 

Bundesdenkmalamt Wien (BDA) 
Hofburg 
Säulenstiege 
A-1010 Wien 

Ansprechpartner: Dr. Christian Mayer                 
(tel. 01 / 53415-261)   
christian.mayer@bda.at 

Landeskonservatorat für Salzburg 
Sigmund-Haffner-Gasse 8/II 
A-5020 Salzburg 

Ansprechpartner:  Dr. Peter Höglinger                 
 (tel. 0662 / 84 83 45- 75) 
peter.hoeglinger@bda.at 
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5.5 Kontakte 

Amt der Salzburger Landesregierung 
Abt. 4 Lebensgrundlagen und Energie 
Ref. 4/22 Agrarwirtschaft, Bodenschutz und Almen 
Fanny von Lehnert-Straße 1 
A-5020 Salzburg 

Ansprechpartner: DI Georg Juritsch  
(tel. 0662 / 8042-2177) 
DI (FH) Martin Leist  
(tel. 0662 / 8042-2396) 

 

Amt der Salzburger Landesregierung 
Abt. 7 Raumplanung 
Michael-Pacher-Straße 36 
A-5020 Salzburg 

Ansprechpartnerin: DI Christine Itzlinger  
 (tel. 0662 / 8042-4346) 
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